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reußiiche Gefekjammlung 
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— —— —————— 
Inh alt: Geſetz über die Zahnärztekammer, S. 111. — Verordnung über die Einſchränkung von Vergnügungen, S 122. — 
halk: Verordnung über vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, S. 122. 


(Nr. 12487.) Geſetz über die Zahnärztekammer. Vom 17. April 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 
\ 
Die Verordnung, betreffend die Einrichtung einer Standesvertretung der Zahnärzte, vom 
16. Dezember 1912 (Geſetzſamml. S. 233) wird mit der ſich aus Artikel 3 Abſ. 2 dieſes Geſetzes 
ergebenden Einſchränkung aufgehoben. An ihre Stelle treten folgende Vorſchriften: 


1. Bezirk und Geſchäftskreis der Zahnärztekammer. 
f 8 1. 
Der Bezirk der Zahnärztekammer umfaßt ganz Preußen. Die Zahnärztekammer hat ihren 
Sitz in Berlin. 5 


) Der Geſchäftskreis der Zahnärztekammer umfaßt die Erörterung aller Fragen und An 
gelegenheiten, die den zahnärztlichen Beruf, insbeſondere die zahnärztliche Fortbildung oder die 
Geſundheitspflege auf dem Gebiete der Zahnheilkunde, betreffen, ſowie die Wahrnehmung und Ver⸗ 
tretung der Intereſſen des Zahnärzteſtandes. 

(2) Die Staatsbehörden ſollen der Zahnärztekammer Gelegenheit geben, ſich über Fragen 
ihres Geſchäftskreiſes gutachtlich zu äußern.“ 
N 9 3. 
Die Zahnärztekammer iſt rechtsfähig. 


„ II. Wahlrecht, Mitgliedſchaft und Wahlverfahren. 
9 4. | 
x (1) Die Mitglieder der Zahnärztekammer und ihre Stellvertreter werden nach den Grund- 
ſätzen der Verhältniswahl gewählt. Sind in einem Wahlkreis nur ein Mitglied und zwei Stell 
vertreter zu wählen ($ 14), jo findet die Wahl nach den Grundſätzen der Mehrheitswahl ſtatt. 
(2) Die Wahl erfolgt durch geheime und ſchriftliche Abſtimmung, getrennt nach Wahlkreiſen. 
Jede Provinz bildet einen Wahlkreis. Die Stadtgemeinde Berlin bildet einen eigenen Wahlkreis; 
die Hohenzollernſchen Lande gehören zum Wahlkreis der Rheinprovinz. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1248712489.) 
Ausgegeben zu Berlin, den 27. April 1923. 


2. — 


8 5. 
(1) Wahlberechtigt find mit Ausnahme der im Dienſte des Reichsheeres oder der Reichs- 
marine ſtehenden Arzte, die zugleich Zahnärzte ſind, alle in Deutſchland approbierten Zahnärzte, 


die deutſche Reichsangehörige ſind und in Preußen ihren Wohnſitz haben. Approbierte Zahnärzte, 


die zugleich die Approbation als praktiſche Arzte beſitzen, ſind auch wahlberechtigt. 
) Das Wahlrecht der im vorhergehenden Abſatze bezeichneten Zahnärzte geht verloren, ſo⸗ 
bald eines der dort aufgeführten Erforderniſſe bei dem bis dahin Wahlberechtigten fortfällt. 

(3) Das Wahlrecht eines Zahnarztes ruht, ſolange er auf Grund des § 39 Abſ. 3 von der 
Beitragspflicht gegenüber der Zahnärztekammer befreit iſt. 

( Das Wahlrecht eines Zahnarztes ruht ferner, ſolange eine gerichtliche Anterſuchung gegen 
ihn ſchwebt, wenn dieſe wegen Verbrechen oder ſolcher Vergehen eingeleitet iſt, die den Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen oder nach ſich ziehen können, oder wenn er ſich in 
Unterſuchungshaft oder, unbeſchadet der Vorſchrift des § 8, in Strafhaft befindet. 

(6) Ein Zahnarzt iſt vom Wahlrecht ausgeſchloſſen, ſolange er entmündigt iſt oder unter 
vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſteht oder ſolange er 
rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat. a 


§ 6. 
Wählen kann ein Zahnarzt nur, wenn er in eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei ein- 
getragen iſt. 


87. 
) Wählbar ift ein nach § 5 Abſ. 1 wahlberechtigter Zahnarzt in dem Wahlkreiſe, in denn 
er ſeinen Wohnſitz hat. . i 
) Der § 5 Abſ. 2 bis 5 findet auf die Wählbarkeit entſprechende Anwendung. 


$ 8. 

() Einem Zahnarzte, der feine Berufspflichten erheblich oder wiederholt verletzt hat, oder 
der wegen eines Vergehens oder Verbrechens rechtskräftig verurteilt worden iſt, kann durch Be⸗ 
ſchluß des Vorftandes der Zahnärztekammer ($ 35) das Wahlrecht oder die Wählbarkeit oder beide 
zugleich dauernd oder auf Zeit entzogen werden. Es iſt ihm vorher Gelegenheit zur Außerung zu 
geben. Zu der Beratung und Beſchlußfaſſung über die Entziehung des Wahlrechts oder der 
Wählbarkeit iſt ein Beauftragter des Miniſters für Volkswohlfahrt hinzuzuziehen. Dieſer Beauf- 
tragte hat das Recht, jederzeit gehört zu werden; er hat aber kein Stimmrecht. 

(2) Der Beſchluß iſt ſchriftlich abzufaſſen und von den Mitgliedern des Vorſtandes der 
Zahnärztekammer, die bei ihm mitgewirkt haben, zu unterſchreiben. Er muß die Tatſachen und 
Gründe enthalten, die den Vorſtand der Zahnärztekammer zur Entziehung des Wahlrechts oder 
der Wählbarkeit veranlaßt haben. Der Beſchluß iſt dem durch die Entziehung des Wahlrechts 
oder der Wählbarkeit betroffenen Zahnarzt zuzustellen. Letzterer kann den Beſchluß innerhalb 
vier Wochen von der Zuſtellung ab mit der Beſchwerde an den Miniſter für Volkswohlfahrt an⸗ 
fechten, der endgültig entſcheidet. Die Anfechtung hat aufſchiebende Wirkung. 

(3) Die Beſtimmungen über die Entziehung des Wahlrechts und der Wählbarkeit finden keine 
Anwendung auf Zahnärzte, für die ein durch Reichs- oder Landesgeſetz geordnetes Diſziplinar⸗ 
verfahren beſteht. g 
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8 9. 
(1) Ein Mitglied oder ein Stellvertreter verliert feinen Sitz in der Zahnärztekammer: 
1. durch Verzicht, der dem Vorſtande der Zahnärztekammer e ſchriftlich erklärt 
werden muß und unwiderruflich iſt; ö 
2. durch nachträglichen, dauernden oder vorübergehenden Verluſt der Wählbarkeit ($ 7). 
Die Fälle des § 5 Abſ. 4 ziehen in Verbindung mit § 7 nicht den alsbaldigen Verluſt 
des Kammerſitzes nach ſich; 
3. durch nachträgliche Entziehung der Wählbarkeit (§ 8); 
4. durch Ungültigkeitserklärung der Wahl. 
(2) In den Fällen der Ziffer 2 beſchließt der Vorſtand der Sehe darüber, ob 
der Verluſt des Sitzes eingetreten iſt. Auf den Beſchluß und feine Anfechtung findet der § 8 
Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 
$ 10. 
(1) Die Wahl findet alle vier Jahre im November ftatt. Der vierjährige Zeitraum, für 
den die Wahl erfolgt, beginnt mit dem Anfange des nächſtfolgenden Jahres. f 
(2) Die Wahlzeit (Beginn und Ende der Wahlfriſt) wird von dem . der 3 
ärztekammer feſtgeſetzt und öffentlich bekanntgemacht. 


SHE 

(4) Für jeden Wahlkreis hat der Vorſitzende der Zahnärztekammer für die dort wohnenden 
Wähler eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei anzulegen und ſie im Juli desjenigen Jahres, in 
dem die Wahl ſtattfindet, vierzehn Tage in jedem zu dem Wahlkreiſe gehörenden Kreiſe (Ober- 
amtsbezirk) öffentlich auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung find von ihm unter Hinweis auf 
die Einſpruchsfriſt vorher öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Einſprüche gegen die Wählerliſte (Wahlkartei) ſind unter Beifügung der erforderlichen 
Unterlagen ſpäteſtens innerhalb einer Woche nach Ablauf der Auslegungsfriſt beim Vorſitzenden 
der Zahnärztekammer anzubringen. Dieſer hat innerhalb 8 Tagen über den Einſpruch zu ent- 
ſcheiden. Seine Entſcheidung kann binnen 8 Tagen durch Beſchwerde bei dem Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt angefochten werden, der endgültig entſcheidet. 

6) Der Vorſitzende der Zahnärztekammer hat die Wählerliſte (Wahlkartei) nach Ablauf der 
Einſpruchsfriſt oder, wenn Einsprüche erhoben waren, nach deren Erledigung abzuschließen. 


§ 12. 
4) Ein Wähler kann nur in dem Wahlkreiſe wählen, in deſſen Wählerliſte oder Wahlkartei 
er eingetragen iſt. 
(2) Er kann in dieſem Wahlkreiſe auch dann wählen, wenn er nach Abſchluß der Wählerliſte 
(Wahlkartei) ſeinen Wohnſitz in einen e Wahlkreis verlegt hat. 


$ 13. 
Der Vorſtand der Zahnärztekammer beruft für jeden Wahlkreis aus deſſen Wählern einen 
Wahlleiter und einen Stellvertreter. Die Berufung erfolgt durch einen mit Stimmenmehrheit 
gefaßten Beſchluß; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
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9 14. 
)). Die Zahl der Mitglieder, die in einem Wahlkreis in die Zahnärztekammer zu wählen 
iſt, bemißt ſich nach der Zahl der in die Wählerliſte (Wahlkartei) eingetragenen Wähler. Iſt dieſe 
Zahl kleiner als 151, ſo iſt in dem Wahlkreis ein Mitglied zu wählen, erreicht ſie die Zahl 151, 
ſo ſind zwei Mitglieder zu wählen; für jede weitere, die Zahl 151 überſteigende Vollzahl von 
150 Wählern tritt ein weiteres Mitglied hinzu. \ 

e) Für jedes Mitglied iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen. Wenn in einem Wahl— 
kreiſe nur ein Mitglied gewählt wird, fo find für dieſes Mitglied ein erſter und ein zweiter Stell⸗ 
vertreter zu wählen. N 

6) Der Miniſter für Volkswohlfahrt beſtimmt auf Grund der abgeſchloſſenen Wählerliſten 
(Wahlkarteien), wieviel Mitglieder und Stellvertreter danach in jedem Wahlkreiſe zu wählen find, 


5 Sa 

(1) Bei dem Wahlleiter find ſpäteſtens am fünfunddreißigſten Tage vor dem Beginne der 
Wahlzeit Wahlvorſchläge einzureichen. a 

e) Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens zehn im Wahlkreiſe Wahlberechtigten unter- 
ſchrieben ſein. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

(3) Jeder Wahlvorſchlag muß mindeſtens doppelt ſoviel Namen zu wählender Bewerber ent- 
halten, als Mitglieder in dem Wahlkreiſe zu wählen ſind. 

(4) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer feine Zuſtimmung dazu erklärt 
hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am fünfunddreißigſten Tage vor dem Beginne der Wahlzeit 
beim Wahlleiter eingereicht fein; andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. } ö 

(5) In dem einzelnen Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. 

$ 16. : 

(1) In jedem Wahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter bezeichnet werden, 
die zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Wahlleiter und dem Wahlausſchuſſe ($ 18) bevoll— 
mächtigt ſind. Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der 
zweite als Stellvertreter. f N 

(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlags ſchriftlich, daß der 
Vertrauensmann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer an 
die Stelle des früheren Vertrauensmanns, ſobald die Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 


Sl: 

Innerhalb eines Wahlkreiſes können mehrere Wahlvorſchläge miteinander verbunden werden. 
Jeder Wahlvorſchlag darf nur einer Gruppe von verbundenen Wahlvorſchlägen angehören. Die 
Verbindung muß von den Vertrauensmännern der einzelnen Wahlvorſchläge oder deren Stellver— 
tretern übereinſtimmend ſpäteſtens am vierzehnten Tage vor dem Beginne der Wahlzeit ſchriftlich 
dem Wahlleiter gegenüber erklärt werden. Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich 


zurückgenommen werden. Sie gelten den anderen Wahlvorſchlägen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 


$ 18. 
Für jeden Wahlkreis wird ein Wahlausſchuß gebildet, der das Wahlergebnis feſtzuſtellen und 
bei einer Verhältniswahl auch die Wahlvorſchläge und ihre Verbindungen zu prüfen hat. Er be⸗ 
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ſteht aus dem Wahlleiter oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzendem und zwei Beiſitzern. Die 
Beiſitzer und ihre Stellvertreter beruft der Wahlleiter aus den Wählern des Wahlkreiſes. Auf 
Antrag des Wahlleiters kann der Oberpräſident einen Beamten als Beiſitzer beſtimmen. Der 
Wahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. 85 


919. 
8 5 
Die Wahlvorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert, verbunden oder zurück⸗ 
genommen werden; auch eine Zurücknahme von Verbindungen iſt dann unzuläſſig. 


f § 20. ; 

Wird nur ein Wahlvorſchlag für einen Wahlkreis zugelaſſen, fo gelten die darin gültig ver⸗ 
zeichneten Bewerber in der Reihenfolge des Vorſchlags nach Maßgabe der zu wählenden Zahl als 
Mitglieder beziehungsweiſe Stellvertreter ($ 28) gewählt. Eine Wahlhandlung nach den 88 21 
bis 27 findet dann in dem Wahlkreiſe nicht ſtatt. Ä 


„ 
Der Wahlleiter gibt ſpäteſtens am fünften Tage vor dem Beginne der Wahlzeit die Wahl⸗ 
vorſchläge nebſt den Verbindungserklärungen in der zugelaſſenen Form öffentlich bekannt. 


5 237% a 

0) Die Wahl erfolgt durch Einſendung eines Stimmzettels an den Wahlleiter. Der Stimm- 
zettel muß bis zum Ende der Wahlzeit abgeſandt werden. Er darf nur die Namen der Bewerber 
enthalten, denen der Wähler ſeine Stimme geben will. Weitere Angaben machen ihn ungültig. 

(2) Die Namen auf dem Stimmzettel dürfen nur einem einzigen Wahlvorſchlag entnommen 
ſein. Ein Name genügt. 
e) Der Stimmzettel muß in einem verſchloſſenen, als Wahlumſchlag bezeichneten Umſchlag 
enthalten fein. Die Überſendung von Stimmzetteln mehrerer Wähler in einem Wahlumſchlag 
iſt unzuläſſig. Der Wahlumſchlag mit dem Stimmzettel iſt in einem zweiten äußeren Umſchlag 
abzuſenden, der außer dem Wahlumſchlag einen Zettel enthalten muß, auf dem ſich die zur Feſt⸗ 
ſtellung der Perſon des Wählers nötigen Angaben befinden. f f 


9 23323 = 
Nach Ablauf der Wahlzeit ſtellt der Wahlausſchuß in einer öffentlichen Sitzung das Wahl— 
ergebnis feſt und entſcheidet dabei mit Stimmenmehrheit über die Gültigkeit der Stimmzettel; bei 
Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. a 5 
85 | | 9 24. | | ES 
Baur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß feft, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben ſind und wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvor⸗ 
ſchläge gemeinſchaftlich entfallen. : 
8.25. 
4) Die zu beſetzenden Mitgliederftellen werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältnis der 
ihnen nach 8.24 zugefallenen Stimmen verteiltt. en e ER e 
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(2) Die Verteilung erfolgt in der Weiſe, daß die auf die einzelnen Wahlvorſchläge ent 
fallenden Stimmenzahlen nacheinander durch 1, 2, 3 uſw. geteilt werden, bis von den ſich hieraus 
ergebenden Teilzahlen ſoviel Höchſtzahlen der Größe nach ermittelt ſind, als Kammermitglieder zu 
wählen ſind. 

(3) Jeder Wahlvorſchlag erhält ſoviel Mitgliederſitze, als auf ihn Höchſtzahlen entfallen. 
Wenn an letzter Stelle auf mehrere Wahlvorſchläge die 1 . entfällt, 1 das 
vom Vorſitzenden zu sichenbe Los. 

i 89 26. 

Sind verbundene Wahlvorſchläge vorhanden, 15 wird bei der Merken der Mitgliederſtze 
auf die einzelnen Wahlvorſchläge jede Gruppe verbundener Wahlvorſchläge als ein Wahlvorſchlag 
angeſehen und ihr die ihrer Geſamtſtimmenzahl entſprechende Mitgliederzahl zugeteilt. Die fo. er⸗ 
mittelte Mitgliederzahl wird nach den Grundſätzen des § 25 auf die einzelnen miteinander 
verbundenen Wahlvorſchläge unterverteilt. 8 

§ 27. 

Die Mitgliederſitze N auf die Bewerber En ihrer SEEN Se in den 555 
verteilt., a 
’ Sur 28. 

Der den gewählten Mitgliedern an erſter (zweiter, dritter uſw.) Stelle auf demſelben Wahl. 
vorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, auf einem mit ihm verbundenen Wahlvorſchlage folgende 
Bewerber gilt als Stellvertreter Naeh, Mitglieds SE das an erſter (zweiter, dritter uſw.) 
Stelle gewählt iſt. Ne Das ee 

8 29, 

(1) Wenn ein zum Mitgliede Berufener die Wahl ablehnt, 5 tritt ſein Stellvertreter an 
ſeine Stelle. Wird danach ein Stellvertreter Mitglied oder lehnt ein zum Stellvertreter Berufener 
die Wahl ab, ſo tritt an ſeine Stelle derjenige Bewerber, der hinter dem an letzter Stelle zum 
Stellvertreter Gewählten als nächſter auf dem Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, auf 
einem mit ihm verbundenen Wahlvorſchlage ſteht. Iſt kein ſolcher Bewerber vorhanden, jo. len 
die Stelle unbeſetzt. 

(2) Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied oder ein Stellvertreter ausſcheidet, 5 

(3) Der Vorſtand der Zahnärztekammer ftellt feſt, wer danach an Stelle des Ablehnenden 
oder . als nn oder Stellvertreter rn ie 


8.30. 

(1) Auf eine Mehrheitswahl fenden die ss 15 16% 17½ 10, 20, 21 22 Abſ. 2 und 25 
bis 29 keine Anwendung. 

(2) Gewählt iſt als Mitglied, wer die höchſte Stimmenzahl, als erſter Stellvertreter, wer 
die nächſthöchſte Stimmenzahl, und als zweiter Stellvertreter, wer die dritthöchſte Stimmenzahl erhalten 
hat, Boi Gleichheit der Stimmenzahl entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

(3) Lehnt ein zum Mitglied oder zum Stellvertreter Berufener die Wahl ab, ſo tritt an 
feine: Stelle, wer die nächſtmeiſten Stimmen erhalten hat. Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied 
oder ein Stellvertreter ausſcheidet. Der Vorſtand der Zahnärztekammer ſtellt feſt, wer danach 
an Stelle des Ablehnenden oder Ausgeſchiedenen als Mitglied oder Stellvertreter berufen iſt, 


11 


* i f > 8 31. N a : 
Das Ergebnis der Wahl iſt von dem Miniſter für Volkswohlfahrt öffentlich bekanntzumachen. 
Die Koſten der Bekanntmachung trägt der Staat. 


8 32. 


Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wähler binnen zwei Wochen nach der öffentlichen 
Bekanntmachung des Wahlergebniſſes beim Vorſtande der Zahnärztekammer Einſpruch erheben. Über 
den Einſpruch entſcheidet die Zahnärztekammer. Erklärt fie die Wahl eines oder einzelner Gewählter 
für ungültig, fo gelten die 88 29 beziehungsweiſe 30 Abſ. 3. Erklärt fie die ganze Wahl oder einen 
ganzen Wahlvorſchlag für ungültig, ſo hat in dem betreffenden Wahlkreis alsbald eine Nachwahl 
ſtattzufinden. f N 


III. Vorſtand und Mitgliederverſammlung. 
Die Mitglieder der Zahnärztekammer verwalten ihr Amt als Ehrenamt. Für die Teilnahme 
an den Sitzungen der Kammer und des Vorſtandes können ihnen Entſchädigungen gewährt werden. 


9 34. 8 


1) Späteſtens drei Monate nach Ablauf der Wahlzeit find die Mitglieder der Zahnärzte 
kammer von dem Miniſter für Volkswohlfahrt zur Wahl des Vorſtandes zuſammenzuberufen. 
Die §§ 37 und 38 Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung. 


e) Die Wahlverſammlung wird von dem Beauftragten des Miniſters für Volkswohlfahrk 
eröffnet. In der Wahlverſammlung führt das an Jahren älteſte anweſende Mitglied der Kammer 
den Vorſitz. Es beruft die beiden jüngſten anweſenden Mitglieder als Schriftführer und Stimmenzähler. 

) Der Vorſtand iſt für die Amtsdauer der Zahnärztekammer zu wählen und hat aus einem 
Vorſitzenden und mindeſtens zwei Beiſitzern zu beſtehen. Die Zahnärztekammer beſchließt mit dieſer 
Maßgabe nach Stimmenmehrheit, wie viele Vorſtandsmitglieder zu wählen ſind. Für den Vorſitzenden 
und jeden Beiſitzer iſt zugleich ein Stellvertreter zu wählen, und zwar für den Vorſitzenden aus 
der Zahl der Beiſitzer. 

(+) Die Wahl erfolgt in geheimer Abſtimmung durch Stimmzettel in beſonderen Wahlgängen. 
Sie kann durch Zuruf erfolgen, wenn von keiner Seite widerſprochen wird. 

) Der Vorſitzende wird zuerſt gewählt. ee 25 

(e) Über die Gültigkeit eines Stimmzettels entſcheidet die Zahnärztekammer. 

) Gewählt iſt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Ergibt ſich keine 
ſolche Mehrheit, ſo wird zu einer engeren Wahl zwiſchen denjenigen geſchritten, die die meiſten 
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden zu ziehende 
Los darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen oder wer als ſchließlich gewählt zu betrachten iſt. 

6) Lehnt ein Gewählter die Wahl ab, ſo tritt an feine Stelle, wer die nächſtmeiſten Stimmen 
erhalten hat. a f 


ee 


8 35. 

(1) Der Vorſtand beſchließt mit Stimmenmehrheit. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

2) Er iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder oder deren Stellvertreter 
anweſend iſt. Beſteht der Vorſtand nur aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, ſo iſt für 
ſeine Beſchlußfähigkeit die Anweſenheit aller Mitglieder oder deren Stellvertreter erforderlich; muß 
der ſtellbertretende Vorſitzende eines ſolchen Vorſtandes den Vorſitz übernehmen, ſo tritt für ihn 
ſein Stellvertreter als Beiſitzer ein. 

(3) Der Vorſtand kann durch briefliche Abſtimmung beſchließen, ſofern nicht eines ſeiner 
Mitglieder mündliche Abſtimmung verlangt oder über eine Entziehung des Wäßlkechte oder der 
e zu beſchließen iſt. 

(4) Der Vorſtand führt auch nach Ablauf der Wahlperiode die Geſchäfte weite, mm der 
neue e a er mm übernommen hat. 


. $ 36. Bi 

0) Der Vorſitzende bereit die Zahnärztekammer nach außen und an ihre Verkehr 
1 den Staatsbehörden. Alle Urkunden, welche die Zahnärztekammer vermögensrechtlich ver- 
pflichten, müſſen unter ihrem Namen von dem Vorſitzenden oder N Stellvertreter und au 
einem ne: des Vorſtandes vollzogen werden. 
(2) Der- Vorſitzende hat die laufenden Geſchäfte der Sohnärztekammer und des Vorſtandes 
zu führen, deren Beſchlüſſe auszuführen und deren Ausführung zu überwachen. Er beruft die 
Sitzungen der Zahnärztekammer und des Vorſtandes ein und leitet in beiden die Verhandlungen. 
Er muß die Zahnärztekammer einberufen, wenn die Hälfte ihrer Mitglieder unter Angabe des zu 
verhandelnden Gegenſtandes Sort darauf ale oder wenn es die . oder 
der Vorſtand beſchließt. e e ans 
) Er muß den Vorſtand naar wenn. ei von en Borondemitgienn ı unter Angabe 
des zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich Ra wird, RT, 
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(ö) Der Vorſtand und die Sachürtzerae werden durch ſchriftliche Einladung einberufen, 
die ſpäteſtens vierzehn Tage vor der Sitzung eingeſchrieben zur Doft zu geben iſt. 

2) Mitglieder, die am Erſcheinen verhindert ſind, haben hiervon rechtzeitig Mitteilung zu 
Machen. An ihrer Stelle ſind ihre Stellvertreter zu laden. 
g) Bei der Einberufung der Zahnärztekammer müſſen die Gegenſtände, über die in der 
Sitzung. beſchloſſen werden ſoll, bezeichnet werden. Über andere Gegenſtände, mit Ausnahme des 
Antrags auf abermalige Einberufung der Zahnärztekammer, darf nur dann ein Beſchluß gefaßt 
werden, wenn ſie dringlich ſind und mindeſtens ein Drittel der anweſenden eee 
der Beſchlußfaſſung zuſtimmt. ag 


) Die Zahnärztekammer iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder oder 
deren Stellvertreter anweſend iſt. 

(2) Für einen Beſchluß iſt die einfache Mehrheit aller abgegebenen Stimmen a ſo⸗ 
weit ſich nicht aus dieſem Geſetze etwas anderes ergibt, l 

6) Im übrigen regelt die Zahnärztekammer ihre Geſchäft sſührung ſelbſtändig. 


— 19 — 


IV. Das Umlagerecht und die Kaſſe der Zahnärztekammer. 
$ 39. N 

(1) Die Zahnärztekammer iſt befugt, von den wahlberechtigten Zahnärzten des Kammerbezirkes 
einen von ihr feſtzuſetzenden jährlichen Beitrag zur Deckung ihres Kaſſenbedarfs zu erheben. 

(2) Die Beitragspflicht bleibt auch dann beſtehen, wenn einem Zahnarzt auf Grund des 88 
das Wahlrecht durch einen Beſchluß des Vorſtandes der Zahnärztekammer entzogen worden iſt. 

(3) Approbierte Zahnärzte, die Reichsbeamte oder unmittelbare Staatsbeamte find, ſowie andere 
approbierte Zahnärzte, die weder eine zahnärztliche Praxis noch eine ſonſtige auf der zahnärzt⸗ 
lichen Wiſſenſchaft beruhende gewinnbringende Tätigkeit ausüben, ſind von der Beitragspflicht be— 
freit, ſofern ſie dem Vorſtande der Zahnärztekammer eine entſprechende ſchriftliche Erklärung ab— 
geben. Die Befreiung tritt mit dem Ablaufe des Monats ein, in dem die Erklärung an den 
Vorſtand der Zahnärztekammer gelangt. Wird die Erklärung durch den Vorſtand beanſtandet, fo 
iſt darüber dem Zahnarzt ein mit Gründen verſehener Beſcheid zu erteilen; auf Antrag entſcheidet 
der Miniſter für Volkswohlfahrt über die Beanſtandung endgültig. 17 5 

(4) Ergibt ſich nachträglich, daß die Vorausſetzungen für die Befreiung von der Beitragspflicht 
nicht vorlagen, jo iſt der Beitrag nachzuzahlen. Das gleiche gilt, wenn nachträglich die Voraus- 
ſetzungen für die Befreiung fortfallen und der Beitragspflichtige es unterläßt, dem Vorſtande 
der Zahnärztekammer hiervon binnen zwei Monaten Anzeige zu erſtatten. In beiden Fällen kann 
dem betreffenden Zahnarzte durch Beſchluß des Vorſtandes der Zahnärztekammer außerdem aufer- 
legt werden, das Vier- bis Zehnfache des nachzuzahlenden Beitrags an die Kaffe der Jahnärzte— 
kammer zu entrichten. Zugleich kann ihm durch Beſchluß des Vorſtandes für die Zukunft der 
Anſpruch auf Befreiung vorübergehend oder dauernd entzogen werden. 

(5) Die Entſcheidungen und Beſchlüſſe gemäß Abſ. 3 und 4 erfolgen nach Anhörung des be— 
treffenden Zahnarztes. 

§ 40. 

(1) Der Jahresbeitrag iſt in der Regel für alle verpflichteten Zahnärzte in gleicher Höhe 
feſtzuſetzen. Mit Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe können Ermäßigungen nach gleichmäßig ab- 
geſtuften Sätzen für einen Teil der Zahnärzte feſtgeſetzt werden. f 

(2) Zu Beſchlüſſen der Zahnärztekammer, durch die die Aufbringung der Beiträge unter 
Zugrundelegung anderer Beitragsmaßſtäbe beſtimmt wird, iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der an der Abſtimmung teilnehmenden Mitglieder erforderlich;, in der Einladung iſt auf dieſe 
Beſtimmung hinzuweiſen. : 2 

(3) Der Beſchluß der Zahnärztekammer über die Höhe des Beitrags und über die: Feſt⸗ 
ſetzung der Beitragsmaßſtäbe bedarf der Genehmigung des Miniſters für Volkswohlfahrt, die von 
dem Vorſtande der Zahnärztekammer einzuholen iſt. 


Sal, | | | 


) Gegen die Heranziehung zu den Beiträgen der Zahnärztekammer ($ 39 Abſ. 1 und 4) 
ſteht dem Verpflichteten binnen einem Monat der Einſpruch an den Vorſtand der Zahnärztekammer 
und gegen deſſen Entſcheidung binnen einer weiteren Friſt von einem Monat die Berufung an den 
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=: 


Minifter für Volkswohlfahrt zu, der endgültig entſcheidet. Der Lauf der Einſpruchs⸗ und der 
Berufungsfriſt beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an dem das Schreiben über die Heran⸗ 
ziehung oder die Entſcheidung über den Einſpruch bei dem Empfänger eingegangen iſt. 

(2) Die Einziehung von Beiträgen, die nicht freiwillig gezahlt werden, erfolgt im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens. 

6e) Über die Niederſchlagung einzelner Beiträge entſcheidet der Vorſtand der Zahnärztekammer. 


$ 42. 
(1) Bei der Zahnärztekammer wird eine Kaffe errichtet; ihr Sitz iſt in Berlin. 
(2) In die Kaffe der Zahnärztekammer fließen: 
1. die Beiträge der wahlberechtigten Zahnärzte des Kammerbezirkes ($ 39); 
2. alle Zuwendungen, die der Zahnärztekammer gemacht werden. 


(3) Aus der Kaſſe werden beſtritten: 
1. die Verwaltungskoſten einſchließlich der 1 5 der Wahlen, ſoweit ſich nicht aus § 31 
etwas anderes ergibt, ſowie die Entſchädigungen der Mitglieder der Zahnärztekammer 
für die Teilnahme an Vorſtands⸗ oder Kammerſitzungen; 

die ſonſtigen von der Zahnärztekammer beſchloſſenen Aufwendungen für Angelegenheiten 
des zahnärztlichen Standes, insbeſondere für Einrichtungen zugunſten hilfsbedürftiger 
Zahnärzte oder Hinterbliebener von Zahnärzten. 


1 


| sa. 
(1) Die Kaffe wird von dem 2 Vorſtande der Zahnärztekammer 1 


(2) Den Kaſſenführer wählt der Vorſtand der Zahnärztekammer für die Dauer der Amtszeit 
aus ſeiner Mitte. 


§ 44. 
() Der Kaſſenführer iſt zur Empfangnahme von Geldern und zur Erteilung von Quittungen 
ſowie auf Anweiſung des Vorſitzenden der Zahnärztekammer zu Zahlungen berechtigt. 


() Die einkommenden Gelder find, ſoweit fie nicht zur Beſtreitung laufender Ausgaben 
Verwendung finden, mündelſicher anzulegen. 


(3) Der Kaſſenführer hat über Einnahmen und Ausgaben Bücher zu führen, 


$ 45. 
() Der Kaſſenführer hat im Namen 88 Vorſtandes der Zahnärztekämmer die Einziehung 
nicht freiwillig gezahlter Beiträge zu betreiben (§ 41 Abſ. 2). 


(2) Als Vollſtreckungsbehörde im Sinne der Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren 
gilt die Ortspolizeibehörde, die auf Erſuchen des Kaſſenführers die Vollſtreckung zu bewirken hat. 
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§ 46. 
3 
() Die Kaſſe und die Bücher nebſt Belegen find jährlich mindeſtens einmal durch zwei von 
der Zahnärztekammer zu beſtimmende Kammermitglieder zu prüfen. a 
e) Der Kaſſenführer hat dem Vorſtande und dieſer der Zahnärztekammer jährlich Rechnung 
zu legen. 
() Die Zahnärztekammer erteilt nach Erledigung etwaiger Anſtände die Entlaſtung. 


V. Staatsaufſicht. 
§ 47. 

(1) Die allgemeine Staatsaufſicht über die Zahnärztekammer und ihren Vorſtand übt der 
Miniſter für Volkswohlfahrt aus. Er iſt befugt, an den Vorſtands⸗ oder Kammerſitzungen mit 
dem Rechte auf jederzeitiges Gehör teilzunehmen und kann mit der Ausübung diefes Rechts einen 
oder mehrere Kommiſſare beauftragen. 


(2) Er iſt ferner berechtigt, von dem Stande der Kaffe ($ 42) ſelbſt oder durch einen 
Beauftragten Kenntnis zu nehmen und Bücher und Belege zu prüfen. 


VI. Schlußbeſtimmung. 
848. FR 
Die nächſte Wahl zur Zahnärztekammer findet im Jahre 1923 ſtatt. 


Artikel 2. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt erläßt die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Ber 
ſtimmungen, insbeſondere die Wahlordnung für die Zahnärztekammerwahl. 


i Artikel 3. 

() Dieſes Geſetz tritt ſofort in Kraft. a 5 

(2) Die §§ 6 und 8 der Verordnung, betreffend die Einrichtung einer Standesvertretung für 
Zahnärzte, vom 16. Dezember 1912 (Geſetzſamml. S. 223) bleiben für die beim Inkrafttreten 
des Geſetzes beſtehende Zahnärztekammer bis zum Ablaufe deren Amtsdauer inſoweit gültig, als 
ſie die Zuſammenſetzung der Zahnärztekammer und ihres Vorſtandes regeln. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. April 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. 


— 12 — 
(Nr. 12488.) Verordnung über die Einſchränkung von Vergnügungen. Vom 14. April 1923. 


Auf Grund des Artikel II § 1 des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 147) wird 
folgendes verordnet: 
8 1. 


Vergnügungen, die in Zeiten einer außerordentlichen politiſchen oder wirtſchaftlichen Not oder Gefahr 
Einſchränkungen unterliegen, ſind alle öffentlichen oder nach außen wahrnehmbaren privaten Veranſtaltungen, 
welche die Schauluſt oder das Bedürfnis nach leichter Unterhaltung oder Zerſtreuung befriedigen oder dem 
Sinnenreize dienen. 

Ausgenommen find ſolche Veranſtaltungen, bei denen ein erkennbares Intereſſe ernſter Kunſt, der Volks⸗ 
bildung oder der Wiſſenſchaft überwiegt. a 

§ 2. 


Die Vorausſetzungen, unter denen eine außerordentliche politiſche oder wirtſchaftliche Nat oder Gefahr 
anzunehmen iſt, können ſowohl durch ein einzelnes Ereignis als u durch einen Zuſtand von vorausſichtlich 
längerer Dauer begründet werden. 

Beginn und Dauer dieſer Vorausſetzung werden vom Miniſter des Innern feſtgeſtellt. 


8 3. 


Zur Anordnung der. Sai ee von Vergnügungen ne die Oetspaligebefinben fastening 


§ 4. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in al 
Berlin, den 14. April 1923. 


Der Minifter des Innern. 


Severing. 


(Nr. 12489.) Verordnung über vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung 
5 des Friedensvertrags. Vom 21. April 1923. 


Auf Grund des Artikel 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters 
und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung 
des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) beſtimme ich: 

Die im § 1 Ziffer 9 der Verordnung vom 4. September 1919 1 S. 145) vorgeſehene und 
durch die Verordnung vom 20. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 157) bis zum 1. Oktober 1923 ee 
Zulegung des Reſtes des Amtsgerichtsbezirkes Tirſchtiegel zum Amtsgericht in Meſeritz tritt erſt am 1. Oktober 
1924 in Kraft. 

Berlin, den 21. April 1923. 

Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: x 
Fritze. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


